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WESTERWELLE-Interview für die "Magdeburger Volksstimme

WESTERWELLE-Interview für die "Magdeburger Volksstimme" <br /><br />Das FDP-Präsidiumsmitglied, Bundesaußenminister DR. GUIDO
WESTERWELLE gab der "Magdeburger Volksstimme" (Mittwoch-Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellte MATTHIAS SOFFREGEN: <br
/>Frage: Herr Westerwelle, wie bewerten Sie die Hinweise, die der Bundesnachrichtendienst offenbar geliefert hat? <br />WESTERWELLE: Zu den
vertraulichen Unterrichtungen des Bundesnachrichtendienstes kann ich aus verständlichen Gründen keine öffentlichen Erklärungen abgeben. Ich möchte
nur so viel sagen: Die Erkenntnisse unserer Partner zusammen auch mit den eigenen Erkenntnissen sprechen eine deutliche Sprache. Mit anderen
Worten: Das, was dort vorgetragen wurde, ist aus unserer Sicht plausibel. <br />Frage: Das heißt, Sie persönlich sind auch davon überzeugt, dass der
syrische Präsident Assad den Giftgas-Anschlag befohlen hat? <br />WESTERWELLE: Die Fakten, die für eine Verantwortung des Regimes sprechen,
wiegen schwer, und sie sind plausibel. Ich halte es jetzt für umso wichtiger, dass die Vereinten Nationen die Proben der Inspekteure zügig auswerten,
damit der Sicherheitsrat auf der Grundlage der Erkenntnisse der Inspekteure eine gemeinsame Linie beschließen kann. Der Einsatz von Chemiewaffen
ist ein zivilisatorisches Verbrechen, bei dem die Weltgemeinschaft nicht einfach zur Tagesordnung übergehen darf. <br />Frage: Sie haben schon für ein
klares Zeichen der Weltgemeinschaft gegen das Assad-Regime plädiert - wie soll dieses Zeichen aussehen? <br />WESTERWELLE: Das ist ja genau
das, was derzeit in den Vereinten Nationen, vor allem im Sicherheitsrat, beraten werden muss. Wir werden darüber aber auch anlässlich des
G-20-Gipfels in St. Petersburg Gespräche führen. Gleichzeitig geht mein dringlicher Appell an Moskau und die russische Regierung, einem Regime, das
Chemiewaffen einsetzt, die schützende Hand zu entziehen. <br />Frage: Russland und China haben sich bislang vehement gegen ein Eingreifen der
Weltgemeinschaft ausgesprochen - glauben Sie, dass sich beide Länder noch zum Einlenken bewegen lassen? <br />WESTERWELLE: Die Chancen für
eine gemeinsame Haltung des Sicherheitsrates sind nicht groß, aber wir werden dennoch jede Chance nutzen und sei sie auch noch so klein, denn wir
geben nicht auf, für eine gemeinsame Haltung der Weltgemeinschaft zu werben. Und wir lassen auch nicht nach in unserem Drängen, eine dauerhafte
politische Lösung für Syrien zu erreichen und den schrecklichen Bürgerkrieg zu überwinden. <br />Frage: Wie wollen Sie sich in den kommenden Tagen
für eine diplomatische Lösung einsetzen? <br />WESTERWELLE: Bundeskanzlerin Angela Merkel und ich sind im ständigen Gespräch - nicht nur mit
unseren Verbündeten, sondern natürlich auch mit Russland und China, aber auch mit den Staaten der Region. Und ich habe auch bereits ein Gespräch
mit dem iranischen Außenminister geführt. Sie sehen, wir arbeiten mit Hochdruck - selbst wenn derzeit die Erfolgschancen nicht überragend sind - an
einer gemeinsamen Haltung der Weltgemeinschaft, weil wir nichts unversucht lassen wollen. Gäben wir jetzt auf, dann gäben wir die Menschen in Syrien
auf. <br />Frage: Inwiefern erschwert das angespannte Verhältnis zwischen US-Präsident Barack Obama und Russlands Präsident Wladimir Putin eine
einvernehmliche Einigung? <br />WESTERWELLE: Dass Russland in den letzten beiden Jahren keine konstruktive Haltung im Hinblick auf Syrien
eingenommen hat, bedauern wir. Gleichzeitig möchte ich anerkennen, dass Präsident Obama ganz augenscheinlich einen sehr ernsthaften
Abwägungsprozess begonnen hat. Wir werden abwarten müssen, wie die weiteren Beratungen in den USA verlaufen. <br />Frage: Es deutet sich an,
dass Obama für seine Haltung für einen Militärschlag bei den Kongressmitgliedern wirbt - welche Konsequenzen hätte ein Militärschlag aus Ihrer Sicht?
<br />WESTERWELLE: Ich muss das Spekulieren anderen überlassen. Ich kann allerdings sagen, dass eine deutsche Beteiligung an einer solchen
militärischen Aktion weder erfragt ist noch bei uns erwogen wird. Das ergibt sich schon aus dem Grundgesetz. <br />Frage: Bei der nicht-konstruktiven
Haltung, die Russland an den Tag legt - wo muss man auf Russland zukommen, damit Russland noch umschwenkt? Um welche Interessen geht es da?
<br />WESTERWELLE: Wir haben Russland mehrfach deutlich gemacht, dass es nicht um die Schwächung seiner eigenen strategischen Interessen in
der Region geht. Sondern dass es darum gehen muss, durch eine politische Lösung diesen Bürgerkrieg zu überwinden. Ich hoffe, dass die
amerikanisch-russische Initiative für eine zweite Genfer Konferenz noch eine Chance bekommt. <br />Frage: Zeigt der Syrien-Konflikt nicht einmal mehr,
dass eine Reform des Sicherheitsrates nötig ist, damit wichtige Entscheidungen, die die Weltgemeinschaft zu treffen hat, nicht aufgrund einzelner
Interessen blockiert werden können? <br />WESTERWELLE: Ich halte unabhängig von der Frage des Bürgerkrieges in Syrien und der Lähmung im
Sicherheitsrat eine Reform der Vereinten Nationen für dringlich. Die Vereinten Nationen spiegeln heute zu sehr die politischen Gewichte der Welt nach
dem Zweiten Weltkrieg wieder, aber nicht die Architektur der Welt, in der wir leben, und erst recht nicht die Gewichte der Zukunft. Dass Afrika und
Lateinamerika mit keiner einzigen Stimme permanent im Sicherheitsrat vertreten sind - das ist die Welt von gestern, aber nicht die Welt von heute oder
morgen. <br />Frage: Sie wollten sich ja auch dafür einsetzen, dass Deutschland einen Sitz im Sicherheitsrat bekommt - was haben Sie bislang in der
Frage erreicht? <br />WESTERWELLE: Wir haben gemeinsam mit Brasilien, Indien und Japan eine Initiativgruppe. Und wir leisten weiter
Überzeugungsarbeit bei vielen unserer Partner in den Vereinten Nationen. Mein Eindruck ist, dass die Notwendigkeit der Reform der Vereinten Nationen
von immer mehr Ländern geteilt wird. <br />Frage: Wäre es aus Ihrer Sicht ein Schaden, wenn Amerika sich ohne die Vereinten Nationen für ein
Eingreifen in Syrien entscheidet? <br />WESTERWELLE: Ich würde es sehr bedauern, wenn der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auch nach der
Auswertung der Proben nicht zu einer gemeinsamen Haltung käme. Ausschließen kann man aber auch das nicht. Wir arbeiten gleichzeitig daran, dass
die Ergebnisse der Chemiewaffeninspekteure möglichst schnell vorgelegt werden. Deswegen leistet Deutschland auch logistische Unterstützung, damit
die Untersuchungen beschleunigt werden. <br />Frage: Inwiefern könnte Deutschland perspektivisch mehr Verantwortung übernehmen? <br
/>WESTERWELLE: Das tun wir - von der humanitären Hilfe bis zum Wiederaufbau. Eine militärische Beteiligung Deutschlands im Syrien-Konflikt ist aber
weder erfragt, noch wird sie bei uns erwogen. <br />Frage: Es sind noch wenige Tage bis zur Bundestagswahl - möchten Sie in den kommenden vier
Jahren weiter Außenminister bleiben? <br />WESTERWELLE: Das ist jetzt in den Händen der Wähler. Dass dieses sehr fordernde Amt mir gleichwohl
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


